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Revisionsklägerin„

Prozeßbevollmächtigtez
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Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 19„ März 1980 in Berlin

für Recht erkannta

Auf die Revision der Beigeladenen wird das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 15. Dezember

1978 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Streitig ist, ob die Klägerin Hinterbliebenenrente nach 5 h2

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) beanspruchen kann.

Die Ehe der Klägerin mit dem im März 1974 verstorbenen Versicher-

ten wurde 1957 ohne Schuldausspruch geschieden. Dabei verpflich—

tete sich der Versicherte in einem gerichtlichen Vergleich (ua),

an die Klägerin eine monatliche Unterhaltsrente von 200,-- DM

zu zahlen, die nach Wegfall der Unterhaltszahlung an die Tochter

sich auf 250,-- DM erhöhen sollte. Der Versicherte verzichtete

auf die Rechte aus @323 der Zivilprozeßordnung (ZPO). Die
Firma E. G

‚
deren persönlich haftender Gesellschafter der

Versicherte damals war, übernahm für die Verpflichtungen des

Versicherten die selbstschuldnerische Bürgschaft.

Im Jahre 1958 heiratete der Versicherte die Beigeladene. Er

schied im März 1970 als Gesellschafter aus der inzwischen in

eine Kommanditgesellschaft umgewandelten Firma E. G aus

und bezog ab März 1975 Rente wegen Berufsunfähigkeit, die aller-

dings wegen Pfändungen durch die Beigeladene ihm nur im pfän—

dungsfreien Betrag ausgezahlt wurde. Die Klägerin erhielt zu

dieser Zeit noch Zahlungen von der Firma G ; diese zahlte

ihr als Bürge für die Zeit von zumindest Mai 1972 bis Dezember

1973 monatlich 250‚—— DM an Unterhalt.

Nach dem Tode des Versicherten gewährte die Beklagte der Bei—
geladenen die Witwenrente. Den Rentenantrag der Klägerin lehnte

sie mit der Begründung ab, der Versicherte sei ihr zur Zeit

seines Todes mangels Leistungsfähigkeit nicht unterhaltspflichtig

gewesen (Bescheid vom 27. März 1975). '

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) abge-

wiesen (Urteil vom 15. Mai 1976). Das Landessozialgericht (LSG)

hat hingegen die Beklagte verurteilt, an die Klägerin ab Juni

1974 Hinterbliebenenrente nach dem verstorbenen Versicherten

zu gewähren. Zur Begründung hat es ausgeführt: Der Versicherte

sei ihr zur Zeit seines Todes nach der 2. Alternative des @ 42

Satz 1 AVG (sonstiger Grund) zum Unterhalt verpflichtet gewesen;
.3.
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_3_

der Klägerin habe aufgrund des Vergleiches noch in dieser Zeit

ein Unterhaltsanspruch von 250‚-- DM monatlich zugestanden. Ob

der Versicherte selbst trotz des Verzichtes auf die Rechte aus
5 323 ZPO nach Treu und Glauben die Unterhaltsleistung deshalb

habe verweigern können, weil sein eigener notdürftiger Unter—

halt gefährdet gewesen war, könne dahinstehen. Denn der Unter—

haltsanspruch sei durch die selbstschuldnerische Bürgschaft der

Firma C gesichert gewesen. Sie habe den Weiterbestand des

Unterhaltsanspruchs auch bei einem Unvermögen des Versicherten

zur Unterhaltsleistung garantiert. Bei einer Bürgschaft bleibe

auch wegen der Abhängigkeit von der Hauptschuld die Unterhalts-

ersatzfunktion der Hinterbliebenenrente erhalten.

Mit der ursprünglich unter falscher Beteiligtenangabe ("namens

der Klägerin") erhobenen Revision rügt die Beigeladene eine

Verletzung des 5 42 AVG. Soweit die Klägerin ihren Unterhalts-

anspruch aus der Bürgschaft habe realisieren können, folge hier—

aus nur die Zahlungsfähigkeit der Firma G
‚

nicht aber

der Fortbestand der Hauptschuld. Im übrigen sei die Klägerin

auf Unterhaltszahlungen ihres geschiedenen Mannes wegen eigenen

Einkommens nicht angewiesen gewesen.

Die Beigeladene beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beigeladenen als unbegründet

zurückzuweisen.

Die Beklagte stellt keinen Antrag.

II

1. Die Revision ist zulässig. Zwar verlangt 5 164 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Inhalt der Revisionsschrift

ausdrücklich nur die Angabe des angefochtenen Urteils, gleich-

wohl muß aber außerdem aus der Revisionsschrift hervorgehen,

wer Revisionskläger ist (vgl BFH, NJW 1977, 696); er muß
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bezeichnet, und zwar richtig bezeichnet sein. Dabei genügt es

freilich, wenn die innerhalb der Revisionsfrist eingereichten

Unterlagen dem Rechtsmittelgericht einen eindeutigen Schluß auf

die Person des Rechtsmittelführers ermöglichen. Das war hier

der Fall. In der Revisionsschrift war zwar irrig die Klägerin

und nicht die Beigeladene als Revisionsklägerin bezeichnet;

aus der beigefügten Ausfertigung des Berufungsurteils ergab

sich jedoch, daß durch dieses nur die Beigeladene und nicht die

Klägerin beschwert war. Damit kam nur die Beigeladene als

Revisionskläger in Betracht.

2. In der Sache hat der Senat dem LSG jedoch nicht folgen

können. Vielmehr war auf die Revision der Beigeladenen das

angefochtene Urteil aufzuheben und der Rechtsstreit an das LSG

zurüczuverweisen.

Nach @ &2 Satz 1 AVG erhält eine geschiedene Frau Hinterblie-

benenrente, wenn ihr der Versicherte zur Zeit seines Todes

Unterhalt nach den Vorschriften des Ehegesetzes (EheG) oder

aus sonstigen Gründen zu leisten hatte oder wenn er im letzten

Jahr vor dem Tode Unterhalt geleistet hat, Von diesen Alter-

nativen kommt hier nur die 2. in Betracht. Das LSG hat sie als

gegeben angesehen, aufgrund der von ihm getroffenen Feststel—

lungen aber nicht als gegeben erachten dürfen.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts -BSG- (SozR

Nr. 27 zu 5 7265 RVG), der der Senat folgt, bildet ein Unter—
haltsvergleich, in dem sich der Versicherte zur Unterhalts—

leistung ungeachtet späterer Änderungen der Verhältnisse ver—

pflichtet hat„ keinen sonstigen Grund iS des @ 1265 der Reichs-
versicherungsordnung (RVO) : @ &2 AVG, wenn der Versicherte zur

Zeit seines Todes dem Unterhaltsanspruch den Einwand der unzu-
lässigen Rechtsausübung (@ 2&2 des Bürgerlichen Gesetzbuches

—BGB—) entgegenhalten konnte. Wenn sich die Geltendmachung

eines Unterhaltsanspruchs als unzulässige Rechtsausübung dar—

stellt, besteht demnach für den Versicherten keine Pflicht zur

Unterhaltsgewährung iS des @ 1265 RVO = 5 A2 AVG. Dabei wird
entsprechend der zivilgerichtlichen Rechtsprechung das Geltend-

machen eines Unterhaltsanspruchs nach Treu und Glauben für un-
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zulässig gehalten, wenn die Erfüllung des Unterhaltsvertrages

die wirtschaftliche Existenz des Schuldners gefährdet; dies

gilt auch dann, wenn der Unterhaltsschuldner auf seine Rechte

aus 5 323 ZPO verzichtet hat.

Die genannte Recht5prechung hat freilich noch keinen Fall be-
troffen, in dem der Unterhaltsanspruch zugleich durch eine

Bürgschaft abgesichert war. In diesem Fall ergeben sich zivil—

rechtlich unterschiedliche Folgen für Hauptschuldner und Bürgen.

Dem Hauptschuldner bleibt bei Existenzgefährdung ungeachtet

der Bürgschaft der Einwand der unzulässigen Rechtsausübung

erhalten (RGZ 163, 91, 96); der Bürge kann sich dagegen auf die

Existenzgefährdung des Schuldners nicht berufen (aaO S. 97 ff).

Es kann also in diesem Falle die Abhängigkeit der Bürgschaft
(Akzessorietät) von der Hauptschuld durchbrochen werden; dies

ist rechtlich zulä5sig‚ wenn der Zweck des Bürgschaftsvertrages

es erfordert„ den Bürgen auch bei einem sich auf die Geltend—
machung der Hauptschuld auswirkenden wirtschaftlichen Verfall

des Schuldners einstehen zu lassen (RGRK, Vorbem. vor 5 765 BGB,

Anm.5. @767 BGB,Anm.12 ff).

Die somit bestehende Möglichkeit, den Bürgen auf Unterhalt auch
bei einem gegen die Hauptschuld zulässigen Einwand der unzuläs—

sigen Rechtsausübung in Anspruch zu nehmen, muß jedoch entgegen

der Auffassung des LSG für die Anwendung des 5 42 AVG ohne
Bedeutung bleiben. 5 42 AVG stellt allein auf die Verpflichtun-

gen des Versicherten selbst und auf die insoweit in seiner

Person zur Zeit seines Todes gegebenen Verhältnisse ab. Nach

dem Wortlaut kommt es nur darauf an, ob der Versicherte zur

Zeit seines Todes Unterhalt zu leisten hatte, ob also zu dieser
Zeit für ihn eine Pflicht zur Unterhaltsgewährung bestanden hat;

auch die 3. Alternative hält nach ihrem Wortlaut allein Unter—

haltszahlungen durch den Versicherten für maßgebend. Desweiteren

ergeben Sinn und Zweck des 5 42 Satz 1 AVG, nämlich die hier
noch gewahrte Unterhaltsersatzfunktion der Hinterbliebenenrente,

daß Verpflichtungen eines Bürgen zur Zeit des Todes des Versi—

cherten keine Hinterbliebenenrente auslösen können. Der Versi—

cherungsträger stand nur in Rechtsbeziehungen zu dem Versicher-

ten; er soll demzufolge eintreten für den Wegfall von Unter-
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haltspflichten, die dem Versicherten oblagen, und für den Aus—

fall von Unterhaltszahlungen, die der Versicherte geleistet

hatte. Er hat dagegen nicht Verpflichtungen fortzuführen, die

Dritte gegenüber der geschiedenen Frau eingegangen sind, selbst

wenn diese Verpflichtungen unter Mitwirkung des Versicherten zur

Unterhaltssicherung der Frau begründet worden sind (vgl SozR

Nr 21 zu 5 1265 RVO). Es besteht deshalb kein Anlaß, den Ver—
sicherungsträger für Ansprüche gegen einen Bürgen einstehen zu

lassen.

Das LSG hätte somit nicht dahinstehen lassen dürfen, ob der Ver-

sicherte zur Zeit seines Todes, dh im maßgebenden letzten wirt—

schaftlichen Dauerzustand, eine Unterhaltsleistung (in dem für

die Anwendung des 5 42 AVG erforderlichen Umfang) nach Treu und

Glauben wegen Gefährdung seines eigenen notdürftigen Unterhalts

hätte verweigern können. Damit die insoweit unterbliebenen Fest-

stellungen nachgeholt werden, war der Rechtsstreit unter Auf-

hebung des Berufungsurteils zur neuen Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG zurückzuverweisen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem LSG vorbehalten.
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